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Ortsgesetz über die Vereinigung der Stadtgemeinde Neusalza mit der 
Landgemeinde Spremberg vom 3. November 1919 in Vorbereitung der  
ministeriellen Bestätigung am 15. Februar 1920 zur Stadt Neusalza-Spremberg 
Nach mehreren Versuchen in der Vergangenheit, die kleine sächsische Stadt 
Neusalza in der Oberlausitz mit der benachbarten  größeren Landgemeinde 
Spremberg zu vereinigen, war erst die Zeit nach Ende des Ersten Weltkrieges 
(1914-1918) zu Beginn der Weimarer Republik (1918-1933)  dafür reif. Im 
Oktober 1919 fanden im Rahmen  des Vereinigungsprozesses  wichtige 
kommunalpolitische jedoch noch getrennte öffentliche Sitzungen des 
Stadtgemeinderates von Neusalza unter dem Bürgermeister Theodor Körner in 
Anwesenheit von 120 Wahlberechtigten und des Gemeinderates von 
Spremberg unter dem Gemeindeältesten Richard Neudel statt. An diesen 
Beratungen nahmen jeweils Repräsentanten der anderen Kommune als Gäste 
teil. Auch seit alters her bestehende Zwistigkeiten zwischen beiden Gemeinden 
und ihren Einwohnern waren zu diesem Zeitpunkt ausgeräumt. Die 
Abstimmung erbrachte deshalb in beiden Gemeinden eine einstimmige 
Annahme.   
Darüber berichtete die lokale Presse (Spremberger Zeitung vom 17. Oktober 
1919)  zusammenfassend so: „Die anwesenden Wähler und Wählerinnen 
Neusalzas wünschen eine Vereinigung mit der Nachbargemeinde und erklären 
ihr Einverständnis mit dem bereits Verhandelten.“  „Die 
Einwohnerversammlung von Wählern und Wählerinnen Sprembergs ist mit der 
Vereinigung einverstanden und spricht dem Gemeinderat das Vertrauen aus.“  
Die Stadt Neusalza zählte damals rund 1.100 und die Landgemeinde Spremberg 
2.200 Einwohner. Aus den zunächst fixierten groben Entwürfen über die 
Vereinigung beider Gemeinden mit dem Charakter einer Stadtgemeinde unter 
dem Namen NEUSALZA-SPREMBERG, entstand schließlich das relevante 
„Vereinigungs-Dokument“ – als ORTSGESETZ bezeichnet – mit inhaltlich 12 
Paragraphen, die hier wiedergegeben werden:   
§ 1:  Die Stadtgemeinde Neusalza und die Landgemeinde Spremberg vereinigen 
sich vorbehaltlich ministerieller Genehmigung vom 1. Januar 1920 ab: 
a) zu einer Stadtgemeinde nach der Städteordnung für mittlere und kleine 
Städte, 
b) zu einem Ortsarmenverband, 
c) zu einem Feuerlöschverband und 
d) unter Beitritt der Schulvorstände von Neusalza und Spremberg zu einer 
Schulgemeinde unter dem Ortsnamen N e u s a l z a – S p r e m b e r g. [1] 
e) Die Standesamts und Friedensrichterbezirke werden zusammengelegt. 
§ 2:  Sämtliche Aktiven und Passiven der beiden Gemeinden werden von der 
neuen Stadtgemeinde übernommen. Die Verzeichnisse über die 
Vermögenswerte der beiden Gemeinden sind gemeinschaftlich unter gleichen 
Grundsätzen aufzustellen. Hinsichtlich des unbeweglichen Vermögens ist das 
[[Grundbuch]] zu berichtigen. Rechte und Verbindlichkeiten, insbesondere 
solche öffentlich-rechtlicher Natur dritter Personen gegenüber, können durch 
Vorstehendes  nicht berücksichtigt werden. Die beiden Sparkassen werden zu 
einer [[Sparkasse]] der Gemeinde Neusalza-Spremberg vereinigt. [2] 
§ 3:  Der Gemeindevorstand von Spremberg legt mit dem Tage der Vereinigung 
sein Amt als Gemeindevorstand nieder und wird bis zum Ablauf seiner 
Wahlzeit mit dem Titel als besoldeter Stadtrat und Stellvertreter des 
Bürgermeisters übernommen. Seine Gehalts- und Pensionsverhältnisse werden 
durch diese Titelbezeichnungen nicht beeinflusst. Die beiden 
Gemeindevertretungen werden zu einem Stadtgemeinderat verschmolzen, der 
aus a) dem Stadtrat und b) den Stadtverordneten besteht. Der Stadtrat setzt 
sich vom Tage der Vereinigung an auf zwei Jahre zusammen aus: a) dem 
bisherigen Bürgermeister von Neusalza, b) dem bisherigen Gemeindevorstand 
von Spremberg als besoldeter Stadtrat und Stellvertreter des Bürgermeisters, 
c)  den bisherigen zwei Stadträten von Neusalza und den zwei bisherigen 
Gemeindeältesten von Spremberg als Stadträten. Die bisherigen zehn 
Stadtverordneten von Neusalza und die zehn bisherigen 
Gemeinderatsmitglieder von Spremberg bilden künftig für die gleiche Zeit die 
Stadtverordneten.  Bei Abstimmungen gelten bei Stimmengleichheit die 
Anträge als abgelehnt. In dem neu aufzustellenden Ortsgesetz kann eine 
geringere Zahl von Stadträten und Stadtverordneten festgesetzt werden. Die 
Verringerung erfolgt bei den nächsten Neuwahlen. 
§ 4:  Mit dem Tage der Vereinigung erfolgt die Vereinigung der bisherigen 
Schulgemeinden zu einer Schulgemeinde. Die beiden Schulvorstände 
vereinigen sich vorläufig zu einem Schulvorstand und stellen sofort eine neue 
Ortsschulordnung auf.  Hierauf sind vom vereinigten Stadtgemeinderat die 
Neuwahlen zum Schulvorstand  auf Grund des Übergangsgesetzes für das 
Volksschulwesen vom 22. Juli 1919 vorzunehmen. Die Lehrer werden von der 
vereinigten Gemeinde übernommen und zwar so, dass keiner in seinem 
bisherigen Einkommen geschmälert wird. Vom neuen Schulvorstande werden 
die Gehalts- und sonstigen Bezüge im Bedarfsfalle neu festgesetzt. Hinsichtlich 
der Gebarung [3] mit den Aktiven und Passiven der Schulgemeinde und der 
Berücksichtigung des Grundbuches betr. der Grundstücke findet § 2 dieses 
Gesetzes analog Anwendung.    
§ 5:  An den Verhältnissen und Einrichtungen der beiden Kirchgemeinden wird 
durch die Vereinigung nichts geändert. [4]  
§ 6:  Die beiden freiwilligen Feuerwehren werden in eine erste und eine zweite 
Kompanie umgewandelt.  Den Brandmeister, der den beiden Kompanien 
vorsteht, wählt die Wehr selbst. 
§ 7:  Die Beamten der beiden Gemeinden werden, ohne daß ihre bisherigen 
Rechte und Bezüge geschmälert werden, von der vereinigten Stadtgemeinde 
übernommen. Ihre Besoldungs-, Anstellungs- und Disziplinarverhältnisse 
werden vom 1. Juli 1919 ab an die Bestimmungen für sächsische Staatsbeamte 
angelehnt, und in der Übergangszeit werden die Beamten wie folgt gruppiert: 
1.  der Bürgermeister von Neusalza anlehnend an Gruppe 39a mit 3.600 bis 
5.000 M, 2.  der Gemeindevorstand von Spremberg als besoldeter Stadtrat und 
Stellvertreter des Bürgermeisters anlehnend an die Gruppe 39a mit 3.800 bis 
5.000 M, 3.  der Sparkassenkassierer anlehnend an die Gruppe 26c mit 2.700 
bis 4.200 M  4.  der Sparkassenkontrolleur anlehnend an die Gruppe 17c mit 
1.800 bis 3.000 M, 5.  der künftige Stadtkassierer anlehnend an die Gruppe 17c 
mit 1.800 bis 3000 M, 6.  der künftige Neusalzaer Schutzmann (Schutzpolizist)  
anlehnend an die Gruppe 11/I mit 1.700 bis 2.300 M und 7.  der künftige 
Spremberger Schutzmann anlehnend an die Gruppe 6 mit 1.300 bis 1.900 M. 
Außer den vorstehenden Beamten kommen noch folgende Angestellte unter 
Fortgewährung ihrer bisherigen Bezüge in Frage: Die seitherigen Hilfsarbeiter, 
ferner die beiden Nachtschutzleute, alle in ihrer bisherigen Stellung. Ihre 
Anstellungs-und Gehaltsverhältnisse werden im Sitzungsbeschluss geregelt. Die 
Schreiberlehrlinge werden vorläufig übernommen. Die Straßenarbeiter bleiben 
in ihrem bisherigen Arbeitsverhältnis. [5] 
§ 8: Bei Berechnung der Dienstzeit in der vereinigten Stadtgemeinde wird im 
Falle der Pensionierung die nach erfülltem 25. Lebensjahre im Dienst einer der 
beiden Gemeinden verbrachten Zeit in Anrechnung gebracht. Jedoch wird dem 
Beamten auch diejenige Zeit, während welcher er sonst im öffentlichen Dienst 
gestanden hat, ganz hinzugerechnet. 
§ 9:  Der Bürgermeister von Neusalza und der bisherige Gemeindevorstand von 
Spremberg haben das Recht, nach vorheriger ein vierteljähriger, ans 
Kalenderquartal  gebundener Aufkündigung, von ihrem Amt zurückzutreten. 
Für diesen Fall steht ihnen sofort das Ruhegehalt oder die Entschädigung zu, 
die sie nach Ablauf ihrer gegenwärtigen Wahlzeit gesetzlich erhalten hätten, 
und zwar 50% des jeweiligen Gehaltes, 25% des jeweiligen Wohnungsgeldes 
und 50% der jeweilig laufenden Teuerungszulagen. Die Pension fällt weg oder 
ruht insoweit, als der betreffende Beamte durch anderweitige Anstellung im 
Staats-, Gemeinde- oder Privatdienste ein Einkommen oder eine neue Pension 
oder sonst ein Einkommen erwirbt, wodurch mit Zurechnung der ersten 
Pension sein früheres Diensteinkommen überstiegen wird.  
§ 10: Die in beiden Gemeinden geltenden Ortsgesetze, Verordnungen und 
Regulative gelten bis auf weiteres innerhalb ihrer jetzigen Geltungsbereiche. 
Der vereinigte Stadtgemeinderat wird aber sofort die neuen Bestimmungen 
beraten und erlassen, und zwar bis spätestens 1. Juli 1920. [6] 
§ 11: Bis zum Tage der Vereinigung haben hinsichtlich der Anstellung von 
Beamten, der Aufnahme von Darlehen,  der Anlegung von Straßenbauten und 
so weiter beide Gemeindevertretungen gemeinsam zu beraten und einzeln zu 
beschließen unter Berücksichtigung der bisher in den Kommissionsausschüssen 
gemachten Vorbehalte. 
§ 12:  Der Verwaltungssitz ist im Protokoll vom 8. September 1919 unter Nr. 4 
wie folgt geregelt: Beide Verwaltungsgebäude werden weiter benutzt. Im 
Neusalzaer Stadthaus bleiben: die Sparkassenverwaltung und das 
Bürgermeistergeschäftszimmer mit den dazugehörigen Kanzleien. In 
Spremberg (Gemeindeamt) bleiben: das Wirtschaftsamt, die Stadtkasse, das 
Melde- und Standesamt. 
                            Neusalza und Spremberg, am 3. November 1919               
                                         Der Stadtgemeinderat zu Neusalza    
                                              (gez.) Körner, Bürgermeister          
                                          Der Gemeinderat zu Spremberg 
                                  (gez.) i. V. Brendler, 1. Gemeindeältester 
                              Der Schulvorstand von Neusalza, Vorsitzender 
                            Der Schulvorstand von Spremberg, Vorsitzender 
                                                                
Anmerkungen:  
[1]  Die Vereinigung in schulischer Hinsicht erfolgte am 1. April 1920  
[2]  Unter Aktiva versteht man das Vermögen und unter Passiva die Schulden 
[3]  Buchführung, Haushaltsplan      
[4]  Die kirchliche Vereinigung beider Gemeinden wurde jedoch erst nach der        
Auspfarrung von Niederfriedersdorf aus Neusalza-Spremberg und dem 
Amtsantritt von Pfarrer Wolfgang Arnold aus Frankfurt/Main im Jahr 1937,  
also 17 Jahre nach der politischen Vereinigung von 1920 vollzogen  
[5]  Die Besoldungsangaben betreffen die Jahresgehälter 
[6]  Die amtliche Bestätigung durch die  Landesregierung des Freistaates 
Sachsen zur Vereinigung beider Kommunen zur Stadt Neusalza-Spremberg 
erfolgte am 15. Februar 1920 
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